
/ A ''Hi o)!-“-Mri! \'// roiii i! V'7(>

j](Sl/T! l f K e i 'u 'C - ö i r s ^ i j  w w y

Hier ein Biotop unter den „Glassturz" gestellt, dort 
eine Lärmschutzwand erstritten, da ein Ausbauvor­
haben verhindert... Beiträge, die jeder für sich zu­
meist wertvoll, jedenfalls hart erkämpft, aber in 
ihrer Gesamtheit noch keine Lösung für die Um­
weltprobleme eines ganzen Großraumes sind. Ist 
eine staatenübergreifende Vereinbarung wie die 
Alpenkonvention der große Wurf?

N
och so zahlreiche, viel­
fach auch erfolgreiche 
E inzelproteste retten 

die Alpen nicht! Das war Mitte 
der Achtzigerjahre die 
E rk e n n tn is  
der mit Al­
penschutz 
b e fa ß te n  
O rganisatio­
nen, gewon­
nen aus Jahr­
zehnten des Widerstandes gegen 
Auswüchse des Wirtschafts-

Rainhard Gschöpf

wunders. Daraus ist in der Folge 
die Initiative der „Alpenkon­
vention“ gewachsen. Inhalt ist 
nicht nur der Naturschutz im en­
geren Sinn, sondern die langfri­
stige alpenverträgliche Ausge­
staltung aller Politikbereiche, 
die diesen sensiblen Naturraum 
und somit die Lebensgrundla­
gen der ansässigen Bevölkerung 
nachteilig beeinflussen. Über

die politischen und kulturellen 
Grenzen hinweg sollen einheit­
liche umweltpolitische M in­

deststandards auf 
Dauer ein „Le­
ben und Wirt­
schaften mit 
der Natur“ er­

möglichen. Die 
A lp en k o n v en ­

tion markiert zu­
gleich auch das Ende des 

„Zeitalters der Deklaratio­
nen“: Als völkerrechtlich ver­
bindlicher Vertrag verpflichtet 
dieses Abkommen die acht Al­
penstaaten und die EU ungleich 
stärker als jede noch so scharfe, 
aber für die Unterzeichner eben 
doch unverbindliche Resolu­
tion.

Seit 1995 in Kraft

Auf der Initiative der CIPRA 
von 1986/87 fußend haben die 
Umweltminister 1991 in Salz­
burg die Rahmenkonvention un­

terzeichnet und damit die Ziele 
vorgegeben. Österreich hat die­
sen Zielkatalog bereits Anfang 
1994 im Parlament ratifiziert, 
D eutschland, Liechtenstein, 
Slowenien, Frankreich und zu­
letzt die EU sind mittlerweile 
gefolgt, seit März 1995 ist die 
Alpenkonvention in Kraft. In 
Durchführungsbestimmungen 
(„Protokollen“) sollen Sachbe­
reich für Sachbereich diese 
Ziele präzisiert und die zu­
gehörigen Maßnahmen festge­
legt werden. Den zum Teil ex­
tremen Auffassungsunterschie­
den zwischen den Staaten zum 
Trotz wurden schon 1994 die er­
sten drei Protokolle fertigge­
stellt „Berglandwirtschaft“, 
„Raumplanung und Nachhal­
tige Entwicklung“, „Natur­
schutz und Landschafts­
pflege“. Seit dem jüngsten Mi­
nistertreffen in Slowenien (27. 
Februar 1996) sind auch die Ar­
beiten zu „Bergw ald“ und 
„Tourismus“ abgeschlossen. 
Zeit also für eine Zwischenbi­
lanz:

W as bringt die 
Alpenkonvention für 
den Alpenschutz?

Chance Nr. 1:
Internationale Verbreitung 
guter Beispiele

Zunächst: Die Alpenkonvention 
kann und wird kein Allheilmit­
tel sein. Als Abkommen mit 
grenzüberschreitender W irk­
samkeit hat sie aber vor allem 
dort ihre Bedeutung, wo grenz­
überschreitende Lösungskom-
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A L P E N K O N V E N T I O N
petenz besonders gefragt ist. So 
ist die verstärkte Zusammenar­
beit der Vertragspartner Voraus­
setzung für den Verbund von 
Schutzgebieten über die Staats­
und Landesgrenzen hinweg; 
dasselbe gilt für die dazu nötige 
Vergleichbarkeit des oft trotz 
gleichen Namens völlig unter­
schiedlichen Schutzgrades. 
Auch die Ausbreitung sichtlich 
ihren Sinn erfüllender guter 
Ideen auf den gesamten Alpen­
raum erhält Rückenwind. So ist 
z.B. die Einrichtung von Ruhe­
gebieten (erschließungsfreie 
Zonen im Sinn des Tiroler Na­
turschutzgesetzes) in der Alpen­
konvention mehrfach verankert. 
Eine weitere Verbreitung dieses 
derzeit nur in Tirol und (theore­
tisch) Salzburg vorgesehenen 
Instruments wäre auch für die 
österreichische Naturschutz- 
und Regionalpolitik ein großer 
Fortschritt.

Chance Nr. 2:
Erleichterungen fiir 
Sisyphuskcimpfe gegen die 
Erschließungsspirale

Eine weitere Stärke der Alpen­
konvention ist ihre Funktion als 
gemeinsames Fundament unter 
den zahlreichen gleichgerichte­
ten Einzelaktionen für die Na­
tur. Besonders im Tourismus 
wird gerne wettbewerbsverzer­
rendes Öko-Dumping prakti­
ziert: Sich hier auf dem Rücken 
der Natur Konkurrenzvorteile 
zu verschaffen, ist zwischen den 
Alpenstaaten bzw. -regionen 
eine beliebte Vorgangsweise. 
Teilerfolgen so wird in Hin­

kunft auch im Westalpenraum 
die B ew illigungspflicht für 
Schneekanonen schlagend - ste­
hen einige vergebene Chancen 
gegenüber. So z.B. beim Heli- 
kopterskiing, wo kein alpenwei­
tes Verbot zustandegekommen 
ist und nun in Tirol die ersten 
Stimmen für eine Wiederzulas­
sung (wie im benachbarten Vor­
arlberg) laut werden.

Chance Nr. 3:
Alpenschutz statt Verkehrsfrei­
heit

Der wohl wesentlichste Fort­
schritt im Rahmen der Alpen­
konvention wäre aber eine Eini­
gung mit Substanz beim Ver­
kehrsprotokoll. Ein echter Fort­
schritt in diesem zentralen Be­
reich würde sehr viele 
Schwächen der Alpenkonven­
tion in anderen Bereichen aus- 
gleichen, auch im Sinne der Ver­
hältnismäßigkeit. Denn Strafan­
drohungen fürs Edelw eiß­
pflücken sind eine Sache, die

Zerstörung ganzer Talschaften 
durch Verkehrsbauten und deren 
ausufernde Benützung eine 
ganz andere! Der Verkehr ist 
schließlich zugleich für einen 
Gutteil der Luftschadstoffe ver­
antwortlich; die ökologische 
Bewirtschaftung der Bergwäl­
der, wie sie das Bergwaldproto- 
koll der Alpenkonvention fest­
legt, wäre ohne gleichzeitige 
Beschränkungen beim Verkehr 
eine Farce.

Die Vorgabe der von allen Staa­
ten und der EU akzeptierten 
Rahm enkonvention lautet: 
„Senken der Belastungen aus 
dem Verkehr“ Daher die For­
derungen Österreichs zum 
Verkehrsprotokoll:

• Festschreiben eines Verbots 
neuer alpenquerender Straßen­
transitachsen

• Verpflichtung, grenzüber­
schreitend wirksame Bauvorha­
ben nur nach Zustimmung aller 
Betroffenen zu verfolgen.

NATUR UND LAND 82. JG. HEFT 2 /3 -1 9 9 6 39

©Österreichischer Naturschutzbund; download unter www.biologiezentrum.at



A L P E N K O N V E N T I O N

Opposition kommt speziell 
aus Deutschland und Italien, wo 
man noch eine Vielzahl von Pro­
jekten mit Zielrichtung Alpen­
raum im Auge hat. Massiver Wi­
derstand gegen dieses mehrspu­
rige Abladen des Verkehrs an 
Österreichs Grenzen ist nötig: 
So zieht die A7 Hamburg-Ulm- 
Füssen Ausbaudruck im Außer­
fern, am Fernpaß und im Raum 
Landeck nach sich, ein Ausbau 
der Verbindung Garmisch-See- 
feld-Innsbruck steht im Raum, 
die umstrittene S18 zwischen 
Vorarlberg und der Schweiz er­
hält neue Nahrung, der Inntal-, 
Tauern- und Pyhrnachse droht 
durch Aus- und Neubauten in 
Bayern verstärkter Zulauf. Die 
solcherart wohl nachvollzieh­

bare Forderung nach Mitbestim­
mung wird in München und 
Bonn als „Einmischung in in­
nere Angelegenheiten“ vom 
Tisch gefegt sind wir nun in 
China oder im Zeitalter der eu­
ropäischen Integration?

Im Süden wiederum drängt

Alemagna
bei
Feldalto/I

Italien massiv auf den Weiter­
bau der Alemagna-Autobahn 
durch die Dolomiten Richtung 
Osttirol und Oberkärnten. Un­
verfroren werden fertige Pla­
nungen vorgelegt, die mitten in 
die Ortskerne auf österreichi­
schem Gebiet (Kartitsch, Lienz)

Alemagnia  —  

Testfall fü r  die Alpenkonvention
ie Wurzeln der Alemagna 
reichen bis in die 50er Jahre 

— zurück.
Schon I960 eifolgte die Gründung 
der „Societä per I’autostrada di Ale­
magna S.p.a. “ mit dem Ziel von Bau 
und Betrieb der Autobahn Venedig -

München über das Ahm- und Ziller­
tal. Durch den von der Gemeinde 
Sexten entfachten Widerstand, dem 
sich vor allem die Gemeinden des 
Siidtiroler Pustertales anschlossen, 
wurde dieses Projekt in den 70er Jah­
ren auf Eis gelegt.

Allerdings begann 
1988 auf Druck der 
Wirtschaftskrise aus 
der Region Vento 
der Bau der Auto­
bahn von Vittorio- 
Veneto bis Pian di 
Vedoia (Ponte nelle 
Alpi), welcher Ende 
1994 fertiggestellt 
wurde. Weiter nörd­
lich wird bereits 
weiter ausgebaut 
und es ist nur mehr

eine Frage der Zeit, bis eine hoch­
rangige Straße bis Pieve di Cadore 
fertiggestellt ist.

Varianten. . .  bis der 
Widerstand erlischt
Die große Frage ist nun, über welche 
Route die E 66 von Franzensfeste 
über Bruneck, Toblach, Lienz bis 
Spittal/Drau erreicht werden kann. 
Vier Varianten werden diskutiert 
(siehe Abb.):

1) Pieve di Cadore -  Cortina d ’Am­
pezzo -  Toblach

2) Pieve di Cadore -  Sexten -  Tob­
lach

3) Pieve di Cadore -  Santo Stefano -  
Comelico -  Cavallino-Tunnel -  
Kartitsch -  Heinfels (E 66)

4) Auch die Variante über den Mau­
ri a-Paß nach Tolmezzo zur Auto­
bahn Udine -  Tarvis/Arnoldstein 
wird über den Fall des Scheiterns 
der Varianten 1 - 3  andiskutiert.
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zielen. Offen ist auch, inwieweit 
Brüssels Transeuropäische 
Netze rücksichtslos durch die 
Alpen gelegt werden sollen oder 
ob dem Lippenbekenntnis zur 
Existenz sensibler Zonen auch 
entsprechende Taten folgen.

Eine offensivere Linie Öster­
reichs wäre gerade in diesem 
Bereich extrem wichtig, sollen 
die Alpen nicht völlig unter die 
Räder kommen. Zusätzlich 
würde es unserer Glaubwürdig­
keit guttun, auch auf eigenem 
Territorium das fragwürdige Ar­
gument der Arbeitsplatzsiche­
rung nicht für eine neue 
Straßenbauwelle zu mißbrau­
chen, die doch nur der Bauindu­
strie und nicht den Regionen 
nützt.

Neuerdings gewinnt die Alemagna- 
Diskussion durch die zunehmenden 
Überlastungen auf der Brennerauto­
bahn wieder an Aktualität. Obendrein 
wird ihr Ausbau und die Autobahnver­
bindung Vicenza-Trient erwogen. Gar 
manche europäischen Verkehrsstrate­
gen befürworten daher eine Auftei­
lung des Brennerverkehrs (Transit) 
auf mehrere Routen. Eine davon wäre 
die Alemagna ins Pustertal, von dort 
nach Lienz zum Felbertauern bzw. 
nach Spittal/Drau zur Tauernauto­
bahn.
In der Zwischenzeit haben sich nun 
Osttiroler, Siidtiroler und Belluneser 
Gemeinden des oberen Piavetales, des 
Lesachtales und des Pustertales zu ei­
nem Dreierbund gegen den drohenden 
Transit zusammen geschlossen.

Hoffnung Alpenkonvention
Beim „Sondergipfel der Umwelt- und 
Verkehrsminister der Alpen“ 1996 in

Chance Nr. 4:
Sprachrohr von unten nach oben

Das Beispiel Alemagna zeigt 
eine sehr wichtige Funktion der 
Alpenkonvention für die Arbeit 
an der Basis der Naturschutzbe­
wegung: Ein vorderhand loka­
les, bestenfalls regional wahrge­
nommenes Problem kann über 
das große Instrument dieses 
Staatsvertrages bis „ganz oben“ 
bewußt gemacht werden. Erst 
aus dem Zusammenspiel loka­
len Widerstandes und politi­
scher und diplomatischer Akti­
vität auf hoher Ebene (Minister, 
Bundespräsident, ...) wird auf 
dem schwierigen internationa­
len Parkett ein Erfolg möglich. 
Das Beispiel der von der Ale-

Wien wird Dank des slowenischen 
Umweltministers Pavel Gantar die 
Chance bestehen, noch einmal über 
alle noch offenstehenden Punkte des 
Verkehrs-Protokolls zu verhandeln.
Mit einer Alpenkonven tion, die ein Ve­
torecht fiir jene Staaten enthält, auf 
welche sich ein Straßenprojekt aus­
wirkt oder auswirken kann, könnte 
Österreich den Weiterbau der Ale­
magna bis an die Grenze verhindern. 
Das Alemagna-Projekt ist somit ein 
konkreter Testfall mit Signalwirkung, 
ob das Verkehrsprotokoll imstande ist, 
der Urgewalt des Sachzwanges im 
Straßenbau mit den unübersehbaren 
Folgewirkungen Widerstand entge­
genzusetzen.

Autor: Peter Hasslacher, Leiter der 
Fachabt. Raumplanung/Naturschutz 
des ÖAV, 2. Vizepräsident CIPRA-In- 
ternational

magna bedrohten Osttiroler Ge­
meinden und ihrer Bürgermei­
ster sei daher zur Nachahmung 
wärmstens empfohlen!

Chance Nr. 5:
Sprachrohr der Alpen - nach 
Wien, Brüssel,

Die Nachteile allzu einheitli­
cher Politik für v ielfältige 
Räume sind klar. So hat der „eu­
ropäische Rasenmäher“ in der 
Agrar- und R egionalförde­
rungspolitik von Griechenland 
bis Irland die gleiche „Schnitt­
höhe“. Daß die europaweite An­
wendung der K riterien des 
Flachlandes fragwürdig ist, zei­
gen die sensiblen Gebirgs- 
räume: Mangelnde Treffsicher­
heit und kontraproduktive Maß­
nahmen Bevorzugung der 
Großen, Austrocknen der Klei­
nen - sind an der Tagesordnung. 
Gefordert ist nicht nur eine 
Durchforstung nationaler För­
derungen auf ihre Alpenverträg­
lichkeit: Auch für eine al­
penspezifische Regionalförde­
rung (Ziel 6b oder 7) nach dem 
Vorbild der Sonderbehandlung 
Skandinaviens liegt mit der Al­
penkonvention nicht nur ein 
ausverhandelter Kriterienkata­
log, sondern auch die geeignete 
räumliche Abgrenzung vor. Ge­
fordert ist die Politik, sich die 
bereits bestehenden Instrumente 
zum Wohl der von ihr vertrete­
nen Alpenbevölkerung zunutze 
zu machen!

Autor: Mag. Reinhard Gschöpf, 
Alpenkonventionsbüro C1PRA 
Österreich, Tel. 0222 /  40113 /  34
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